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Änderungsantrag 1 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 23 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

23. erkennt an, dass – wie die Kommission 
unermüdlich betont – etwa 80 % der 
ausgegebenen Mittel der geteilten 
Verwaltung unterliegen; verweist 
allerdings darauf, dass laut Artikel 317 
AEUV die endgültige Verantwortung für 
die ordnungsgemäße Ausführung des 
Haushaltsplans bei der Kommission liegt; 

23. erkennt an, dass – wie die Kommission 
unermüdlich betont – etwa 80 % der 
ausgegebenen Mittel der geteilten 
Verwaltung unterliegen; verweist 
allerdings darauf, dass laut Artikel 317 
AEUV die endgültige Verantwortung für 
die ordnungsgemäße Ausführung des 
Haushaltsplans bei der Kommission liegt, 
während die Mitgliedstaaten mit ihr 
zusammenarbeiten müssen, um 
sicherzustellen, dass die Mittel in 
Einklang mit den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung 
verwendet werden; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/2 

Änderungsantrag 2 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 25 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

25. hebt hervor, dass das Parlament nur in 
Bereichen Vorbehalte ausspricht, zu denen 
es von der Kommission und/oder vom 
Rechnungshof keine ausreichenden 
Zusicherungen erhalten hat, die seine 
Bedenken zerstreuen, und erachtet es als 
prioritär, dass die Kommission dem 
Parlament im Fall von Vorbehalten 
Nachweise darüber vorlegt, auf welche 
Weise überzeugende Gegenmaßnahmen 
eingeleitet wurden, so dass die Bedenken 
des Parlaments gegenstandslos werden; 

25. hebt hervor, dass das Parlament nur in 
Bereichen verbindliche Verpflichtungen 
fordert, zu denen es von der Kommission 
und/oder vom Rechnungshof keine 
ausreichenden Zusicherungen erhalten hat, 
die seine Bedenken zerstreuen, und 
erachtet es als prioritär, dass die 
Kommission dem Parlament im Fall von 
Vorbehalten Nachweise darüber vorlegt, 
auf welche Weise überzeugende 
Gegenmaßnahmen eingeleitet wurden, so 
dass die Bedenken des Parlaments 
gegenstandslos werden; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/3 

Änderungsantrag 3 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 26 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

26. sieht in Vorbehalten ein neues 
wirkungsvolles Instrument der 
Haushaltskontrolle, als 
Selbstverpflichtung des Parlaments die 
Beseitigung dieser Probleme durch die 
Kommission und die Mitgliedstaaten 
besonders zu überwachen, um den 
Entlastungsbeschluss gegenüber der 
Öffentlichkeit besonders zu rechtfertigen; 

26. wiederholt die Verpflichtung des 
Parlaments, die Beseitigung dieser 
Probleme durch geeignete Maßnahmen 
der Kommission und der Mitgliedstaaten 
besonders zu überwachen, um den 
Entlastungsbeschluss gegenüber der 
Öffentlichkeit besonders zu rechtfertigen; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/4 

Änderungsantrag 4 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 63 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

63. fordert eine deutliche Senkung der 
Anforderungen an die Berichterstattung 
und der Kontrolldichte für jene 
Mitgliedstaaten, die fortlaufend sehr 
geringe Fehlerquoten aufweisen; regt an, 
dass die Kommission zu diesem Zweck 
eine Mitteilung und einen 
Legislativvorschlag vorlegt; 

63. fordert eine deutliche Senkung der 
Anforderungen an die Berichterstattung 
und der Kontrolldichte für jene 
Mitgliedstaaten, die fortlaufend sehr 
geringe Fehlerquoten aufweisen; regt an, 
dass die Kommission zu diesem Zweck 
eine Mitteilung vorlegt, in der auch auf 
die Machbarkeit eines 
Legislativvorschlags eingegangen wird; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/5 

Änderungsantrag 5 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 64 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

64. fordert die Kommission auf, das 
Problem von „Strohmännern“ in 
öffentlichen Ausschreibungen anzugehen, 
und verlangt, dass alle Stufen von 
öffentlichen Vergabeverfahren in 
größtmöglicher Transparenz im Internet 
veröffentlicht und dort auch die 
Subunternehmer aufgeführt werden; 

64. fordert die Kommission auf, das 
Problem von „Strohmännern“ in 
öffentlichen Ausschreibungen anzugehen, 
und verlangt, dass die relevanten Stufen 
von öffentlichen Vergabeverfahren in 
größtmöglicher Transparenz im Internet 
veröffentlicht und dort auch die 
Subunternehmer aufgeführt werden; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/6 

Änderungsantrag 6 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 66 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

66. empfiehlt dem neu gewählten 
Parlament, durch die entsprechenden 
Ausschüsse sicherzustellen, dass sich die 
jeweiligen Kommissionsmitglieder in den 
Anhörungen offiziell verpflichten, 
innerhalb des festgelegten Zeitrahmens 
Abhilfemaßnahmen zu treffen; diese 
Verpflichtungen und die Berichte (siehe 
vorherige Ziffer) der Kommission und des 
Rates ermöglichen es dem Parlament, im 
Entlastungsverfahren 2013 einen Beschluss 
in Kenntnis der Sachlage zu fassen; 

66. empfiehlt dem neu gewählten 
Parlament, durch die entsprechenden 
Ausschüsse sicherzustellen, dass sich die 
jeweiligen Kommissionsmitglieder in dem 
schriftlichen Verfahren vor den 
Anhörungen offiziell verpflichten, 
innerhalb des festgelegten Zeitrahmens 
Abhilfemaßnahmen zu treffen; diese 
Verpflichtungen und die Berichte der 
Kommission und des Rates ermöglichen es 
dem Parlament, im 
Entlastungsverfahren 2013 einen Beschluss 
in Kenntnis der Sachlage zu fassen; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/7 

Änderungsantrag 7 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 70 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

70. erachtet es als anormal, dass der 
Jahresabschluss negatives Eigenkapital in 
Höhe von 40,4 Mio. EUR ausweist, und 
stellt sich die Frage, ob die von den 
Mitgliedstaaten für Ruhegehälter des 
Personals einzufordernden Beträge in Höhe 
von geschätzten 42,5 Mrd. EUR nicht als 
Aktiva ausgewiesen werden sollten, da es 
sich eindeutig um eine Verpflichtung 
handelt; nimmt die Erklärungen des 
Rechnungsführers der Kommission zur 
Kenntnis, denen zufolge die für den 
öffentlichen Bereich geltenden 
internationalen 
Rechnungslegungsgrundsätze angewandt 
werden; fordert den Rechnungshof auf, 
ausdrücklich dazu Stellung zu nehmen; 
fordert, das Risiko einer erfolglosen 
Rückforderung dieser Verpflichtung 
unter Berücksichtigung der finanziellen 
Lage der Mitgliedstaaten zu beziffern; 
schlägt vor, die Einrichtung eines 
gemeinschaftlichen Ruhegehaltsfonds zu 
prüfen, um diese finanziellen 
Verpflichtungen gegenüber dem Personal 
auszulagern; 

70. erachtet es als anormal, dass der 
Jahresabschluss negatives Eigenkapital in 
Höhe von 40,4 Mio. EUR ausweist, und 
stellt sich die Frage, ob die von den 
Mitgliedstaaten für Ruhegehälter des 
Personals einzufordernden Beträge in Höhe 
von geschätzten 42,5 Mrd. EUR nicht als 
Aktiva ausgewiesen werden sollten, da es 
sich eindeutig um eine Verpflichtung 
handelt; nimmt die Erklärungen des 
Rechnungsführers der Kommission zur 
Kenntnis, denen zufolge die für den 
öffentlichen Bereich geltenden 
internationalen 
Rechnungslegungsgrundsätze angewandt 
werden; fordert den Rechnungshof auf, 
ausdrücklich dazu Stellung zu nehmen; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/8 

Änderungsantrag 8 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 97 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

97. weist darauf hin, dass in der 
Jahresrechnung 2012 eine Finanzkorrektur 
in Höhe von 1,8 Mrd. EUR für die 
Verwendung der Mittel aus dem 
Kohäsionsfonds in Spanien im 
Zeitraum 2000–2006 verzeichnet ist, was 
49 % der gesamten Korrekturen im 
Jahr 2012 entspricht; bedauert, dass die 
Behörden in Spanien in Übereinstimmung 
mit den geltenden Bestimmungen ein 
Anrecht auf weitere Finanzmittel in Höhe 
von 1390 Mio. EUR hatten; 

97. weist darauf hin, dass in der 
Jahresrechnung 2012 eine Finanzkorrektur 
in Höhe von 1,8 Mrd. EUR für die 
Verwendung der Mittel aus dem 
Kohäsionsfonds in Spanien im 
Zeitraum 2000–2006 verzeichnet ist, was 
49 % der gesamten Korrekturen im 
Jahr 2012 entspricht; akzeptiert die von 
Spanien an den 
Haushaltskontrollausschuss übermittelten 
Erläuterungen zu dieser Korrektur und 
weist darauf hin, dass die Behörden in 
Spanien in Übereinstimmung mit den 
geltenden Bestimmungen ein Anrecht auf 
weitere Finanzmittel in Höhe von 
1390 Mio. EUR haben; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/9 

Änderungsantrag 9 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 125 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

125. fordert eine kritischere Stellungnahme 
des Rates zur Haushaltsentlastung und 
letztendlichen Verwendung der 
Steuergelder der Union in den 
Mitgliedstaaten; begrüßt in diesem 
Zusammenhang die kritische Position 
Schwedens, Großbritanniens und der 
Niederlande zur Haushaltsentlastung 2012; 
schließt sich der Forderung nach 
freiwilligen nationalen 
Managementerklärungen an; 

125. fordert eine kritischere Stellungnahme 
des Rates zur Haushaltsentlastung und 
letztendlichen Verwendung der 
Steuergelder der Union in den 
Mitgliedstaaten; nimmt in diesem 
Zusammenhang die kritische Position 
Schwedens, Großbritanniens und der 
Niederlande zur Haushaltsentlastung 2012 
zur Kenntnis; schließt sich der Forderung 
nach freiwilligen nationalen 
Managementerklärungen an; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/10 

Änderungsantrag 10 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 217 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

217. erkennt an, dass im Zuge des 
Entlastungsverfahrens zahlreiche bilaterale 
Sitzungen stattgefunden haben, in denen 
der Berichterstatter und die Kommission 
horizontale Themen des delegierten 
Rechtsakts erörtert haben, in dem weiter 
präzisiert wird, wie „schwerwiegende 
Mängel“ klarer definiert werden könnten 
und wie die Finanzkorrekturen im Falle 
anhaltender schwerwiegender Mängel 
verschärft werden könnten; bedauert, dass 
die Vorschläge des 
Haushaltskontrollausschusses zum Niveau 
der Finanzkorrekturen (zusätzliche Sätze 
von 50 % und 75 %) nicht berücksichtigt 
wurden; bemängelt, dass im jüngsten 
Entwurf des delegierten Rechtsakts (vom 
4. Februar 2014) die Verhängung von 
weitreichenderen Finanzkorrekturen in 
dem Fall, dass derselbe schwerwiegende 
Mangel in aufeinanderfolgenden Jahren 
festgestellt wird, freigestellt wird und 
folglich die Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten, Überwachungs- und 
Kontrollsysteme einzurichten, die die 
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung 
garantieren, abgeschwächt wird; 

217. erkennt an, dass im Zuge des 
Entlastungsverfahrens zahlreiche bilaterale 
Sitzungen stattgefunden haben, in denen 
der Berichterstatter und die Kommission 
horizontale Themen des delegierten 
Rechtsakts erörtert haben, in dem weiter 
präzisiert wird, wie „schwerwiegende 
Mängel“ klarer definiert werden könnten 
und wie die Finanzkorrekturen im Falle 
anhaltender schwerwiegender Mängel 
verschärft werden könnten; nimmt zur 
Kenntnis, dass die Vorschläge des 
Haushaltskontrollausschusses zum Niveau 
der Finanzkorrekturen (zusätzliche Sätze 
von 50 % und 75 %) nicht berücksichtigt 
wurden; bemängelt, dass im jüngsten 
Entwurf des delegierten Rechtsakts (vom 
4. Februar 2014) die Verhängung von 
weitreichenderen Finanzkorrekturen in 
dem Fall, dass derselbe schwerwiegende 
Mangel in aufeinanderfolgenden Jahren 
festgestellt wird, freigestellt wird und 
folglich die Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten, Überwachungs- und 
Kontrollsysteme einzurichten, die die 
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung 
garantieren, abgeschwächt wird; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/11 

Änderungsantrag 11 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 225 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

225. fordert das neu gewählte Parlament 
auf, den hier aufgezeigten Schwächen in 
der Landwirtschafts- und Regionalpolitik 
in den Anhörungen der designierten 
Mitglieder der neuen Kommission 
nachzugehen und entsprechende Zusagen 
einzufordern, um einen besseren Schutz 
des Haushaltsplans der Union zu erreichen; 

225. fordert das neu gewählte Parlament 
auf, den hier aufgezeigten Schwächen in 
der Landwirtschafts- und Regionalpolitik 
in dem schriftlichen Verfahren vor den 
Anhörungen der designierten Mitglieder 
der neuen Kommission nachzugehen und 
entsprechende Zusagen einzufordern, um 
einen besseren Schutz des Haushaltsplans 
der Union zu erreichen; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/12 

Änderungsantrag 12 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 243 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

243. fordert eine Politik zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit mit europäischem 
Mehrwert; sieht die Rolle der Union 
insbesondere in der Stärkung von 
Infrastrukturen der beruflichen Bildung 
und Weiterbildung; fordert hier eine 
„ehrliche“ europäische Förderpolitik, die 
den Schwerpunkt viel stärker auf den 
Wissenstransfer von Mitgliedstaaten mit 
niedriger Jugendarbeitslosigkeit hin zu 
Mitgliedstaaten mit hoher 
Jugendarbeitslosigkeit legt, ohne jedoch 
weiter falsche Erwartungen zu wecken 
und ohne weiter Versprechen zu geben, 
die nicht in der hauptsächlichen 
Verantwortung der Union liegen können; 

243. fordert eine Politik zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit, durch die der 
europäische Mehrwert erhöht wird; sieht 
die Rolle der EU unter anderem in der 
Stärkung von Infrastrukturen der 
beruflichen Bildung und Weiterbildung; 
fordert einen stärkeren Wissenstransfer 
von Mitgliedstaaten mit niedriger 
Jugendarbeitslosigkeit hin zu 
Mitgliedstaaten mit hoher 
Jugendarbeitslosigkeit; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/13 

Änderungsantrag 13 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 245 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

245. stellt fest, dass den Bürgern und 
Steuerzahlern der Union nicht gezeigt 
werden kann, was mit 
Milliardenzahlungen aus dem ESF und 
den Strukturfonds zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit erreicht wurde; 
macht darauf aufmerksam, dass die 
angebliche statistische Nichterfassung 
dieser Daten von den Trägern von 
Arbeitsmarktmaßnahmen vor Ort bestritten 
wird; verweist in diesem Zusammenhang 
auf die wichtige Rolle der Mitgliedstaaten 
bei der Bereitstellung statistischer 
Angaben und regelmäßiger Berichte auf 
der Grundlage gemeinsamer Kriterien für 
die Nutzung von EU-Mitteln für die 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit; 
erinnert die Kommission an ihre 
Rechenschaftspflicht für den Einsatz 
europäischer Steuergelder für junge 
Arbeitslose und hält die Ergebnisse der 
europäischen Förderpolitik gerade mit 
Blick auf geweckte Erwartungen 
hinsichtlich einer Senkung der 
Jugendarbeitslosigkeit für unzureichend; 

245. stellt fest, dass die Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 keine spezifischen Berichte 
über Maßnahmen für junge Menschen im 
Zeitraum 2007–2013 vorsieht, und dass 
den europäischen Bürgern und 
Steuerzahlern daher nicht in vollem Maße 
gezeigt werden kann, was mit der 
Verwendung des ESF und der 
Strukturfonds zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit erreicht wurde; stellt 
fest, dass die angebliche statistische 
Nichterfassung dieser Daten von einigen 
Trägern von Arbeitsmarktmaßnahmen vor 
Ort bestritten wird; erwartet auf jeden 
Fall, dass die Leistungs- und 
Ergebnisindikatoren in der ESF-
Verordnung für den Zeitraum 2014–2020 
enthalten sein werden, und erinnert die 
Kommission an ihre Rechenschaftspflicht 
für den Einsatz europäischer Steuergelder 
für junge Arbeitslose und hält die 
Informationen über die Ergebnisse der 
europäischen Förderpolitik gerade mit 
Blick auf geweckte Erwartungen 
hinsichtlich einer Senkung der 
Jugendarbeitslosigkeit für unzureichend; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/14 

Änderungsantrag 14 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 283 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

283. fordert eine lückenlose Aufklärung 
sowie die volle und zügige 
Zusammenarbeit der Kommission mit den 
Gerichten in Belgien und auf Malta im Fall 
Dalli und eine unabhängige Untersuchung 
der in diesem Fall von OLAF 
angewendeten Methoden; 

283. fordert eine lückenlose Aufklärung 
sowie die volle und zügige 
Zusammenarbeit der Kommission mit den 
Gerichten in Belgien und auf Malta im Fall 
Dalli und eine unabhängige Untersuchung 
der in diesem Fall von OLAF 
angewendeten Methoden; ersucht alle, die 
sich durch das Vorgehen des OLAF 
beeinträchtigt sehen, gegen das OLAF zu 
klagen, damit es möglichst bald zu einer 
gerichtlichen Überprüfung der in diesem 
Fall vom OLAF angewandten Methoden 
kommen kann; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/15 

Änderungsantrag 15 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 290 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

290. ist alarmiert über die Ergebnisse von 
zwei Mitarbeiterbefragungen im OLAF 
und die zu Tage tretenden 
Funktionsdefizite beim OLAF nach den 
Umstrukturierungen; ersucht den 
Rechnungshof, ein Folgeprüfung 
durchzuführen und seinen Sonderbericht 
Nr. 2/2011 weiterzuverfolgen, um die 
Folgen der Umstrukturierung zu 
untersuchen; 

290. ersucht den Rechnungshof, eine 
Folgeprüfung durchzuführen und seinen 
Sonderbericht Nr. 2/2011 über die 
Führung des Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung weiterzuverfolgen, 
um Entwicklungen in der Organisation 
und die Folgen der Umstrukturierung von 
2012 auf die Fähigkeit, Untersuchungen 
durchzuführen, und deren Wirksamkeit 
sowie auf die Ergebnisse zu prüfen; 

Or. en 
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26.3.2014 A7-0242/16 

Änderungsantrag 16 
Derek Vaughan 
im Namen der S&D-Fraktion 
 
Bericht A7-0242/2014 
Markus Pieper 
Entlastung 2012: Kommission und Exekutivagenturen 
COM(2013)0570 – C7-0273/2013 – 2013/2195(DEC) 

Entschließungsantrag 
Ziffer 296 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

296. begrüßt die deutlichen Worte der 
Kommission im Fortschrittsbericht vom 
22. Januar 2014 zur Entwicklung in 
Bulgarien; ist sehr besorgt über den 
fehlenden Fortschritt unter dem inzwischen 
sieben Jahre alten Kooperations- und 
Verifikationsmechanismus, das weiterhin 
hohe Ausmaß der Korruption und die dort 
festgestellte generelle Schwierigkeit, 
Verantwortlichkeiten zuzuweisen und 
Fehler zu korrigieren; erwartet von der 
Kommission eine entschiedene Haltung 
gegenüber Bulgarien und eine ernsthafte 
Prüfung, ob in diesem Umfeld EU-Gelder 
überhaupt regelgerecht eingesetzt werden 
können; 

296. nimmt die Aussagen der Kommission 
im Fortschrittsbericht vom 22. Januar 2014 
zur Entwicklung in Bulgarien zur 
Kenntnis; ist sehr besorgt über den 
fehlenden Fortschritt unter dem inzwischen 
sieben Jahre alten Kooperations- und 
Verifikationsmechanismus, das weiterhin 
hohe Ausmaß der Korruption und die dort 
festgestellte generelle Schwierigkeit, 
Verantwortlichkeiten zuzuweisen und 
Fehler zu korrigieren; 

Or. en 

 
 


